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Sehr geehrte Damen und Herren,  

 

als Industriegewerkschaft Bergbau, Chemie, Energie (IGBCE), Landesbezirk Nord-

rhein -Westfalen, setzen wir uns ausdrücklich und mit Nachdruck für den Erhalt, 

die Modernisierung und die strategische Weiterentwicklung der Industriestand-

orte in Nordrhein -Westfalen ein. Im Zentrum unseres Handelns stehen nicht 

abstrakte Unternehmenskennzahlen oder kurzfristige Profiterwartungen, son-

dern die Menschen, die tagtäglich in den Betrieben arbeiten, sowie ihre Familien 

und Regionen, deren wirtschaftliche und sozial e Stabilität untrennbar mit einer 

starken Industrie verbunden sind . 

 

Vor diesem Hintergrund unterstützen wir ausdrücklich die Zielrichtung des 

vorliegenden Antrags der SPD -Fraktion im Landtag Nordrhein -Westfalen . Er 

greift zentrale Problemlagen auf und formuliert den Anspruch, das Industrie-

land NRW durch die aktuelle wirtschaftliche Krise hin zu einer gelingenden, so-

zial stabilen  Transformation  der Industrie  zu führen. Entscheidend ist dabei aus 

unserer Sicht der Erhalt tarifgebundener, qualitativ hochwertiger Industriear-

beitsplätze.  

 

Die Lage der Industrie, insbesondere der energieintensiven Branchen, ist seit 

Jahren angespannt und hat sich im Zuge der Energiekrise infolge des russischen 

Angriffskrieges auf die Ukraine weiter verschärft. Der Produktionsindex der Che-

mieindustrie in Nord rhein -Westfalen ist seit geraumer Zeit rückläufig. Bundes-

weit ist die Produktion der chemischen Industrie zwischen 2019 und 2025 um 

rund 19 Prozent gesunken. Die Kapazit ätsauslastung liegt seit dem vierten Quar-

tal 2022 konstant unterhalb von 80  Prozent und  erreichte im ersten Quartal 

2026 lediglich noch 72,5  Prozent (ifo -Institut, 2026) – deutlich unterhalb der 

Rentabilit ätsschwelle.  
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Damit einher geht ein massiver Beschäftigungsabbau: Seit 2023 gehen bundes-

weit monatlich im Durchschnitt rund 10.000 Industriearbeitsplätze verloren. Für 

Nordrhein -Westfalen weisen aktuelle Zahlen für das Jahr 2025 einen Rückgang 

der Industriebeschäftigung  um 2,7 Prozent aus (IT.NRW, 2026). In den von der 

IGBCE organisierten Branchen zeigt sich diese Entwicklung konkret in Standort-

schlie ßungen, insbesondere in der Glas - und Papierindustrie, etwa beim Essener 

Verallia -Werk mit 310 Besch äftigten oder bei Kabe l Premium Pulp & Paper mit 

rund 420 Beschäftigten. Zahlreiche weitere Betriebe sind von Kurzarbeit betrof-

fen oder setzen Personalabbauprogramme um, wie beispielsweise Lanxess (550 

Beschäftigte) oder Evonik (1.000 Beschäftigte).  Weniger sichtbar sind aber die 

den Personalabbauprogrammen vorgelagerten tariflichen Eingriffe, etwa über  

Öffnungsklaus eln, die wir fast täglich in den Betrieben verhandeln müssen.  

 

Die energieintensive Industrie verliert unter den gegenwärtigen Rahmenbedin-

gungen zunehmend an internationaler Wettbewerbsfähigkeit. Gestörte globale 

Lieferketten – unter anderem infolge geopolitischer Konflikte – eine krisenbe-

dingt geschwächte Nachfrage s owie erhebliche Überkapazitäten, insbesondere 

aus China, setzen die hiesigen Standorte stark unter Druck. Während die Pro-

duktion in Nordrhein -Westfalen kontinuierlich sinkt, ist die chinesische Chemie-

produktion zwischen 2019 und 2024 jährlich um rund 9  Prozent gewachsen. 

China hat sich binnen weniger Jahre vom Nettoimporteur zum Nettoexporteur 

chemischer Produkte entwickelt.  

Zwar sind die Energiepreise seit dem russischen Angriffskrieg auf die Ukraine 

gesunken, sie liegen jedoch weiterhin bei Strom und Erdgas um ein Vielfaches 

über dem Niveau zentraler Wettbewerbsregionen in Amerika und Asien.  

 

Gleichzeitig mangelt es an wirksamem handelspolitischem Schutz, an ausrei-

chender Nachfrage – auch nach höherpreisigen, klimaschonenden Produkten  

aus NRW  – sowie an verlässlichen Rahmenbedingungen für Transformation. 

Dazu zählen insbesondere die Verfügbarkeit von Wasserstoff, praktikable Car-

bon-Management -Technologien sowie die dafür notwendige Infrastruktur. Die 

für viele Industriebetriebe dringend benöti gten CO₂ -Pipelines sollen in Nord-

rhein -Westfalen nach derzeitigem Stand frühestens ab 2033 zur Verfügung  ste-

hen. 

 

Im europäischen Emissionshandel (ETS I) wurde mit der Marktstabilisierungsre-

serve (MSR) zwar ein Instrument geschaffen, um überschüssige CO₂ -Zertifikate 

zu entziehen. Die daraus resultierende Verknappung ist absehbar, die konkrete 

Preisentwicklung jedoch n icht kalkulierbar. In der aktuell laufenden vierten Han-

delsperiode ist der Reduktionserfolg des Instruments bereits  sichtbar: Seit 2005 

konnten die CO₂ -Emissionen in der EU um 51  Prozent gesenkt werden (EU -Kom-

mission / UBA 2026). Für die IGBCE NRW ist die CO ₂-Reduktion weiterhin ein 

zentrales Element der Transformation und Modernisierung der Industrie-

standorte . 

 

Die von uns vertretenen Kolleg*innen arbeiten überwiegend in Papier -, Glas -, 

Aluminium -, Kunststoff - und Chemiebetrieben, deren Anlagen unter den ETS I 

fallen. Gerade die Chemieindustrie weist in Nordrhein -Westfalen den höchsten 
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Energieverbrauch auf (2021: 37,0  Prozent des gesamten Energiebedarfs, Statis-

tik.NRW). Entsprechend entfallen rund 25  Prozent der landesweiten CO ₂-Emissi-

onen auf den Industriesektor (LANUK, 2023), dessen Beitrag zu Wertsch öpfung 

und Wohlstand jedoch unverh ältnism äßig h öher ist.  

 

Das ETS -System wurde ursprünglich geschaffen, um Investitionen in klima-

neutrale Produktionsverfahren zu stimulieren.  Zentrale Annahmen – wie das 

Vorhandensein geeigneter Rahmenbedingungen für klimaneutrale Produktion 

und eine vergleichbare CO₂ -Bepreisung in anderen Weltregionen – haben sich 

bislang nicht erfüllt. Die Folge sind zunehmende Standortunsicherheiten, Pro-

dukt ionsverlagerungen und eine Gefährdung qualifizierter, gut bezahlter In-

dustriearbeitsplätze. Die Verschärfung des linearen Reduktionsfaktors von 

2,2 auf 4,3  Prozent (ab 2028 auf 4,4  Prozent) sowie die L öschung von 90  Millio-

nen Zertifikaten aus der MSR im Jahr 2024 verst ärken diesen Druck zus ätzlich. 

Für das Jahr 2030 wird ein Zertifikatspreis von 100 bis 150  Euro pro Tonne erwar-

tet. 

 

Vor diesem Hintergrund ist eine kurzfristige Reform des ETS I auf europäi-

scher Ebene aus unserer Sicht zwingend erforderlich . Die im Antrag genann-

ten Anforderungen unterstützen wir ausdrücklich. Die folgenden Eckpunkte  für 

eine ETS -Reform sind dabei aus Sicht der IGBCE für eine mögliche Bundesrats-

initiative des Landes NRW als auch für Verhandlungen auf EU -Ebene unerläss-

lich : 

• Aussetzen der Benchmark -Verschärfung  und Erhalt der freien Zutei-

lung auf dem Niveau des Jahres 2025.  

• Deaktivierung der Marktstabilitätsreserve  und ein Löschstopp ab 2026, 

um  Marktliquidität wiederherzustellen; freigesetzte Zerti fikate fließen 

in die  freie Zuteilung.  

• Abflachung des linearen Reduktionsfaktors , um das Zieldatum des ETS 

I mit den europäischen Klimaschutzzielen zu synchronisieren und eine 

Benachteiligung der ETS -Sektoren zu vermeiden.  

• Die freie Zuteilung ist an Konditionalitäten zu binden , um sicherzu-

stellen, dass  die gewährten Erleichterungen zu Transformationsinvestiti-

onen am Standort  Deutschland führen. Transformationspläne werden 

unter Einbeziehung der  betrieblichen und unternehmerischen Mitbe-

stimmung erstellt. Aufsichtsräte müssen eine besondere Verantwortung 

bei der Überwachung der Transformationspläne wahrnehmen . 

• Etablierung eines Transformations -Monitorings  auf Bundesebene  und 

für die Bundesländer , das die Fortschritte bei der  Herstellung der not-

wendigen Rahmenbedingungen zur Transformation bewertet.  

 

Wir halten grundsätzlich am Instrument des Europäischen Emissionshandels 

fest , da eine Abschaffung unabsehbare negative Folgen für den notwendigen 

Transformationsprozess der Industrie in Nordrhein -Westfalen hätte.  

 

Eine Reform des ETS I kann jedoch nur ein Baustein sein . Erforderlich ist dar-

über hinaus eine aktive, strategische Industriepolitik. Dazu zählen die Umset-

zung des  Chemie - und Raffineriepakt es, klare Regeln zur Stärkung 
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geostrategischer Souveränität (etwa durch European -Content -Regeln und die 

Bevorzugung regionaler Wertschöpfung), ein umfassendes Tariftreuegesetz auf 

Landesebene, der beschleunigte Hochlauf und das Monitoring von Transforma-

tionsinfrastrukturen (Energie, CO₂, CO, H₂, Speicher) sowie die konsequente Nut-

zung beihilfe rechtlicher Spielräume zur gezielten Förderung von Transformation 

und Neuansiedlungen, insbesondere im Rheinischen Revier.  

 

Abschließend betonen wir: Aus Sicht der Beschäftigten und der Gewerkschaf-

ten ist es unerlässlich, dass die im Antrag der SPD -Fraktion vorgesehene Kon-

ditionierung öffentlicher Fördermittel und verbesserter Rahmenbedingun-

gen einen zentralen Stellenwert in der industriepolitischen Ausrichtung der 

Landesregierung einnimmt.  In Zeiten zunehmender gesellschaftlicher Polari-

sierung ist dies ein entscheidender Hebel, um Akzeptanz für staatliches Handeln 

zu sichern – bei Bürger*innen ebenso wie bei den Beschäftigten. Sie benötigen 

in der aktuellen Krise mit Kurzarbeit, Minderproduktion, Investitionsstau und 

Personalabbauprogrammen verlässliche Perspektiven und echte Zukunftschan-

cen – für sich selbst und für ihre Familien.  

 

 

 Mit freundlichen Grüßen  
 

Thomas Meiers , Landesbezirksleiter IGBCE NRW  

Dr. Sophia Schönborn , stellv. Landesbezirksleitung  


